
WAHLRECHTSREFORM
In Krisenzeiten sollte der Landtag auch bei sich 
selbst sparen! Weniger Wahlkreise, um die 
Aufblähung des Landtags zu verhindern.

Anfang des Jahres haben die vier demokra-
tischen Fraktionen über ein neues Wahlrecht 
verhandelt, welches im April beschlossen 
wurde. Wir als FDP-Landtagsfraktion haben 
diesem in Teilen zugestimmt. Zustimmung 
gab es von uns für die Umsetzung des Vor-
habens, ein Zweistimmen-Wahlrecht einzu-
führen, um den Landtag mittels Landeslisten 
jünger, weiblicher und diverser zu machen 
sowie für die Absenkung des aktiven Wahl-
alters auf 16 Jahre. Nicht gut finden wir, dass 
sich mit der hinzukommenden Möglichkeit 
des Stimmensplittings die Tendenz zur Parla-
mentsvergrößerung fortsetzt und sich die An-
zahl der Abgeordneten gar verdoppeln kann. 
Mehr Abgeordnete bedeuten nicht mehr De-
mokratie. Deshalb haben wir für die Wahl-
rechtsreform Änderungsanträge eingebracht, 
die das weniger wahrscheinlich machen 
sollten. Wir wollten also das Wahlrecht nach 
dem Muster des Bundestagswahlrechts refor-
mieren, aber die größte Schwachstelle – das 
viel zu große Parlament – nicht mit überneh-
men. Das wollten wir durch eine Reduktion 
der Wahlkreise bewerkstelligen, um weniger 
Direktmandate zu haben und damit auch ein 

geringeres Risiko auf viele Überhangmanda-
te. Je mehr Direktmandate, desto größer die 
Wahrscheinlichkeit auf einen aufgeblähten 
Landtag. Dafür haben wir als Kompromissvor-
schlag die Reduktion von 70 auf 60 Wahlkrei-
se in die Debatte gebracht, in der Hoffnung, 
einen breiten Konsens erzielen zu können. 
Die Grünen haben das nämlich selbst einmal 
vorgeschlagen. Doch davon wollten weder die 
Grünen, noch die CDU, noch die SPD etwas 
wissen. Uns wurde stattdessen dreifache Kri-
tik entgegen gebracht. Der von uns benann-
te Sachverständige Prof. Dr Joachim Behnke 
fand den Vorschlag mit 60 Wahlkreisen zwar 
besser als 70 Wahlkreise, allerdings nicht 
hinreichend, um eine Parlamentsaufblähung 
wirksam zu verhindern. Von den anderen drei 
demokratischen Fraktionen kam Kritik daran, 
unser Vorschlag sei nicht zustimmungsfähig, 
weil er zunächst nur die Anzahl aber nicht die 
Zuschnitte der Wahlkreise definiert hatte. Und 
uns wurde in diesem Zuge auch mangelnde 
Betroffenheit vorgeworfen, also unterstellt, 
die Wahlkreise unserer Abgeordneten würden 
wir gerne aussparen.  
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Die vorgebrachte Kritik haben wir aufgegriffen 
und gelöst. Dafür haben wir einen Gesetzent-
wurf in den Landtag eingebracht, der die Par-
lamentsaufblähung verhindern soll, indem 
die Struktur der 38 baden-württembergischen 
Bundestagswahlkreise übernommen wird. 
Der Sachverständige Prof. Dr. Behnke hat eine 
Reduktion auf ca. 40 Wahlkreise empfohlen. 
Dieser Empfehlung folgen wir mit einer Reduk-
tion auf 38 Wahlkreise nun. So werden aus 70 
Direktmandaten nur noch 38 und das Risiko, 
dass Überhangmandate entstehen, reduziert 
sich drastisch. 
 
Das greift zudem die Kritik auf, wir würden 
keinen Vorschlag machen, wie die Wahlkreis-
zuschnitte zur Landtagswahl künftig aussehen 
sollen. Denn wir schlagen gemeindescharf 
einen Neuzuschnitt vor, der der Bevölkerung 
aber bereits bekannt ist: Jenen der Bundes-
tagswahlkreise.
 
Ebenfalls entkräftet wird damit der Vorwurf 
mangelnder Betroffenheit. Wir sind 18 Abge-
ordnete und 10 von uns wären durch Wahl-
kreiszusammenlegungen direkt betroffen, da-
von drei Viertel des Fraktionsvorstands. Legt 
man als Berechnungsgrundlage die Ergebnis-
se der letzten, in einem Zweistimmen-Wahl-
recht erfolgten Wahl zugrunde – der Bundes-
tagswahl vom 26. September 2021 – würden 
mit unserem Vorschlag mehr als 90 Mandate 
und damit rund 200 Millionen Euro einspa-
ren. Denn ein Abgeordneter kostet über die 

gesamte Legislatur etwa zwei Millionen Euro, 
nimmt man konservativ rechnend die direkt 
den Abgeordneten zurechenbaren Kosten. 
Inflationsbedingte Steigerungen oder die not-
wendigen baulichen Veränderungen am Ple-
narsaal, der nur rund 160 Abgeordnete fassen 
kann, sind dabei nicht eingepreist.   
 
 
Allerdings steht zu befürchten, dass unser Ge-
setzentwurf abgelehnt wird. Deshalb schla-
gen wir dem Landesparteitag vor, unsere For-
derung umgehend auf direktdemokratischem 
Wege der Bevölkerung vorzulegen, sofern er 
Anfang des Jahres 2023 im Landtag abge-
lehnt wird. Denn zur Motivlage der Ablehnung 
steht zu vermuten, dass einzig die Abgeord-
neten der FDP bereit sind, das mit einer Rück-
führung der Parlamentsgröße einhergehende 
Risiko des Mandatsverlusts einzugehen. Denn 
wir sind der Meinung, dass der Landtag auch 
bei sich selbst sparen sollte, angesichts der 
krisenbedingten Zumutungen, die die Politik 
den Bürgern aufbürdet.
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Hier geht‘s zurück zur Übersicht!
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